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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
im neuen Newsletter des NRB 
finden Sie wieder Informationen 
über aktuelle Entwicklungen in 
Justiz und NRB, wobei es sicher 
nicht einfach ist, sich angesichts 
der bestürzenden Nachrichten 
aus Japan auf diese vergleichs-
weise profanen Dinge zu kon-
zentrieren. 

Der Tarifabschluss für die Be-
schäftigten der Länder im öffentli-
chen Dienst liegt vor, wahrlich 
kein Grund zu überschäumender 
Freude. Umso wichtiger ist es, 
dass er 1:1 auf die Beamten und 
Richter übertragen wird, was der 
NRB mit Nachdruck einfordern 
wird. Mit amtsangemessener 
Alimentation hat das Ganze 
schon lange nichts mehr zu tun. 
 
Erfreulich ist hingegen die positi-
ve Resonanz auf unser Stellen-
hebungskonzept, die Hoffnung 
auf eine baldige Umsetzung 
macht. 
 
Hier wie an anderer Stelle zeigt 
sich jedoch, wie wichtig die Be-
reitschaft jedes Einzelnen ist, sich 
für die Verbesserung der Verhält-
nisse in der Justiz einzusetzen. 

Neue Motivation vermag hierfür 
sicher auch der vom DRB veran-
staltet RiStA-Tag vermitteln, der 
in diesem Jahr vom 6. bis 8. April 
in Weimar stattfindet. Ich möchte 
Sie auch an dieser Stelle herzlich 
einladen, nach Weimar zu kom-
men. Es werden sicher spannen-
de und anregende Tage. Weitere 
Informationen zum RiSta-Tag 
finden Sie unter dem Link 
http://www.drb.de/ristatag/rista20
11. 
 
In diesem Sinn wünsche ich Ih-
nen viel Vergnügen bei der Lektü-
re des neuen Newsletter 
 
 
 
 
Ihr 
Andreas Kreutzer 

 
 
Besoldungserhöhung 2011/2012 
 
 

   

                    © Wilhelmine Wulff/Pixelio 
 
Die Berge kreißten, und sie geba-
ren eine Maus: Die Tarifverhand-
lungen für den öffentlichen Dienst 
in Potsdam endeten nach zähem 
Beginn dann doch überraschend 
zügig mit einem Tarifabschluss, 
der für die Angestellten im Jahr 
2011 ab dem 1. April eine lineare 
Tariferhöhung von 1,5% und für 

die Monate Januar bis März 2011 
eine Einmalzahlung von 360 € 
vorsieht. Im Jahr 2012 soll ab 
dem 1. Januar eine Erhöhung um 
1,9 % sowie anschließend um 17 
Euro erfolgen. 
 
Dieses Tarifergebnis - dessen 
Übernahme auf den Bereich der 
R-Besoldung bei Redaktions-
schluss des Newsletters noch 
nicht feststand - ist völlig unzurei-
chend und benachteiligt durch die 
Komponente der Einmalzahlung 
zudem die R-Besoldung, weil sie 
sich für die unteren Besoldungs-
gruppen prozentual stärker aus-
wirkt als im Bereich der R-
Besoldung. Die Einmalzahlung 

geht zudem nicht in die Besol-
dungstabelle ein und nimmt daher 
auch nicht an späteren Tariferhö-
hungen teil. Mit einer Besol-
dungserhöhung, welche nicht 
einmal die für 2011 zu erwarten-
de Inflationsrate auszugleichen 
vermag, kann jedenfalls die At-
traktivität der R-Besoldung nicht 
gesteigert und schon gar nicht die 
derzeit gegebene verfassungs-
widrige Unteralimentation besei-
tigt werden. Dies zeigt, dass der 
Weg, den der NRB mit der Erhe-
bung der Musterklagen beschrit-
ten hat, richtig ist. 
 

 
 
Aufbruch zu einem besseren Strafverfahren? 
 
 
Mehr Gerechtigkeit - das war das 
zentrale Thema der Veranstal-
tung vom 11. bis 13.03.2011 in 

Loccum, welche - hochkarätig 
besetzt (es sprachen u. a. die 
Professoren Hassemer, Hamm, 

Meier, Jahn, Radtke, Sack, Salditt 
und Schöch) - die strukturellen 
Befunde des Zustandes des ge-
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genwärtigen und die 
rechtheoretischen und dogmati-
schen Grundlagen des zukünfti-
gen Strafprozesses aufzeigte, 
jedoch - noch - nicht die Trans-
formation des dogmatischen 
Überbaus in konkrete verfahrens-
praktische Konsequenzen leisten 
konnte. Stellung und Einbindung 
des Opfers in und Partizipation 
des Beschuldigten am Strafver-
fahren waren ebenso Thema wie 
bestehende - teils unterschiedlich 
bewertete - Defizite im Strafver-
fahren und Ansätze für eine teil-
weise oder auch umfassende 
Neuorientierung des Strafprozes-
ses. Die Referate nebst anschlie-
ßender Aussprache sowie die 

Podiumsdiskussion am Ab-
schlusstag (es diskutierten der 
Vorsitzende des DRB Frank, der 
Vorsitzende des Rechtsaus-
schusses des Deutschen Bun-
destages Kauder, Prof. Dr. Hamm 
und Prof. Dr. Radtke) machten 
den doch sehr unterschiedlichen 
Blick der Beteiligten auf die Prob-
leme des Strafprozesses deutlich, 
wobei es - wie Prof. Hassemer 
zutreffend feststellte - den Straf-
verteidigern eher gelang, ihre 
Anliegen in die Diskussion einzu-
bringen, insbesondere erneut die 
bekannte Forderung erhoben, die 
Beweisaufnahme in der Haupt-
verhandlung aufzuzeichnen. Dass 
dies einen ganz anderen Umfang 

der revisionsrechtlichen Nachprü-
fung der tatrichterlichen Beweis-
würdigung, zugleich aber auch 
ein neues Betätigungsfeld der 
Verteidigung in der Hauptver-
handlung eröffnen würde, dürfte 
den Befürwortern kaum aus dem 
Blick geraten sein. Ob wir uns 
damit auf dem Weg zu einem 
besseren und nicht nur zu einem 
längeren Strafverfahren befinden, 
kann man bezweifeln. 
 
Einen Bericht zu dieser Veran-
staltung können Sie am 
21.03.2011 um 20:30 Uhr auf 
NDR-Info hören. 

 
 
Die Basis stärken - das Stellenhebungskonzept des N RB 
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Das Stellenhebungskonzept 
(SHK) - wir berichteten im News-
letter November 2010 - ist auf 
einem guten Weg. Es wurde am 
30.11.2010 den anderen Berufs-
verbänden und am 03.02.2011 
den Mittelbehörden vorgestellt. 

Zur Klärung sind vier Unterar-
beitsgruppen eingesetzt worden, 
welche für jeden der Bereiche die 
zu hebenden Stellen benennen, 
Tätigkeitsbeschreibungen für die 
zukünftigen Positionen formulie-
ren und eine Begründung für die 
Besoldung der zukünftigen Posi-
tionen formulieren sollen. 
 
Die Arbeitsergebnisse werden 
nach der gemeinsamen Vorstel-
lung des MJ und des NRB in ei-
nen konkreten Gesetzentwurf 
münden. Der NRB strebt die Um-

setzung des SHK bereits für den 
Haushalt 2012 an. 
 
Das SHK ändert - um dies zur 
Ausräumung etwaiger Befürch-
tungen ganz klar zu sagen - 
nichts an unserer Forderung nach 
höherer, amtsangemessener 
Besoldung. Es wird auch keine 
wie auch immer geartete "An-
rechnung" des Ertrages des SHK 
auf Besoldungserhöhungen oder 
eine "Refinanzierung" des SHK 
durch Stellenstreichungen erfol-
gen. 

 
 
Gesetzentwurf zur Verlängerung der Lebensarbeitszei t 
 
 
Der Entwurf eines Gesetzes zur 
Überleitung und Änderung des 
Beamtenversorgungsrechts sowie 
zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 05.01.2011 
sieht verschiedene Änderungen 
des Niedersächsischen Richter-
gesetzes (NRiG) vor. 
 
Danach soll § 11 NRiG dahinge-
hend geändert werden, dass die 
Regelaltersgrenze gemäß § 11 

Abs. 1 S. 2 NRIG auf 67 Jahre 
angehoben wird. § 11 Abs. 3 
NRiG soll eine Übergangsrege-
lung enthalten. Gemäß § 11 
Abs. 3 S. 1 NRiG sollen Richte-
rinnen und Richter, die vor dem 
1. Januar 1947 geboren sind, die 
Regelaltersgrenze mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres erreichen. 
Mit Satz 2 soll für Richterinnen 
und Richter, die nach dem 
31. Dezember 1946 geboren 

sind, eine schrittweise Anhebung 
der Regelaltersgrenze erfolgen. 
Ab dem Geburtsjahr 1964 soll 
damit die volle Anhebung der 
Regelaltersgrenze greifen. Ferner 
sieht der Entwurf in § 11 Abs. 6 
NRiG einen gebundenen An-
spruch auf Hinausschieben der 
Altersgrenze bis zu einem Jahr 
vor.  
 



 
 
 

NEWS   März 2011   3 

Darüber hinaus sieht der Entwurf 
vor, dass in § 6 Abs. 2 NRiG - in 
Anlehnung an das Beamtenrecht 
- eine sich durch besondere be-
soldungs- und versorgungsrecht-
liche Vergünstigungen auszeich-
nende und damit von der soge-
nannten voraussetzungslosen 

Teilzeitbeschäftigung nach dem 
geltenden § 6 Abs. 1 NRiG ab-
weichende Möglichkeit der Teil-
zeitbeschäftigung, die sogenann-
te Altersteilzeit, ermöglicht wird. 
Nach dem Entwurf kann Alters-
teilzeit ab Vollendung des 
60. Lebensjahres gewährt wer-

den. Bei Erfüllung der Vorrauset-
zungen besteht ein gebundener 
Anspruch hierauf. Die Altersteil-
zeit muss mindestens 60 % des 
regelmäßigen Dienstes umfassen 
und ist nach dem Entwurf frühes-
tens ab dem 01.01.2012 möglich. 
 

 
 
Die EDV-Kommission des NRB 
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Die EDV-Kommission des NRB 
hat ihre Arbeit wiederaufgenom-
men. Wir, also die Kollegen 
Böhm, Struck, Müller-Zitzke, Hes-
se, Kochheim und der Verfasser, 
haben nach einem Auftakttreffen 
im vergangenen Jahr bei einem 
Treffen mit dem Referat 103 des 
MJ im Februar dieses Jahres 
erste Arbeitsfelder abgesteckt. 
Gegenstand der konstruktiven 
Unterredung Anfang Februar 
waren u. a. NeFa, die elektroni-
sche Aktenführung, die digitale 
Spracherkennung oder auch die 
private Nutzung des Internets 
vom Dienst-PC. 
 
Herr Sanio (MJ) gab einen Über-
blick über den derzeitigen Ent-
wicklungsstand von NeFa (Neue 
Fachanwendungen), das die alte 
Eureka-Welt ablösen soll. Ziel 
des Projekts sei es, eine taugli-
che Software für die Justiz zu 
entwickeln, die soweit als möglich 
die Verwendung von Standard-
produkten gewährleiste. Gegen-
wärtig wird das erste Modul für 
die landgerichtlichen Zivilsachen 
entwickelt, das voraussichtlich 
Ende September 2011 pilotie-
rungsreif sein wird und für das 

der sog. Rollout für Juni 2012 
vorgesehen ist. Der Richter wird 
am PC die neue Anwendung aus 
einer aufbereiteten MSWord-
Oberfläche bedienen können. 
Das Programm bietet die Option 
einer Bildschirmverfügung, soll 
standardisierte und individuelle 
Textmodule ermöglichen und wird 
technisch Schnittstellen für einen 
etwaigen elektronischen Rechts-
verkehr, elektronische Aktenfüh-
rung und den sog. Normallfallma-
nager (eine Software zur Struktu-
rierung und Bearbeitung umfang-
reicher Akten) bereithalten. Die 
Entwicklung wird gegenwärtig 
durch ein Fachteam aus 25 Prak-
tikern begleitet. Die Kommission 
wird die Entwicklung begleiten 
und weiter berichten. 
 
Kritisch haben wir verschiedene 
Komforteinbußen besprochen, die 
sich aus der neuen IT-Struktur 
ergeben. An erster Stelle ist wohl 
die sogenannte „Blacklist“ zu 
nennen, also die Beschränkung 
auf einen fest vorgegebenen Ka-
non von Programmen, der die 
Nutzung verschiedener individuel-
ler Programme oder die Nutzung 
von freeware-Programmen, die 
sich in der Vergangenheit vor Ort 
als hilfreich erwiesen haben, letzt-
lich unmöglich macht. Hier be-
steht nach wie vor Handlungsbe-
darf. In diesem Zusammenhang 
scheint auch die Unterstützung 
bei der Lösung individueller Prob-
leme am Arbeitsplatz noch ver-
besserungsfähig. Der Service-
desk tut seine Arbeit, ist aber in 

erster Linie darauf ausgerichtet, 
Fehler zu beheben. Die kreative, 
konzeptionelle Hilfe bei Proble-
men, die früher der IT-Mitarbeiter 
vor Ort geleistet hat, hat noch 
nicht in gleicher Weise Eingang in 
das neue System gefunden. 
 
Wir haben noch viele weitere 
Punkte anreißen können (z. B. 
großzügigeres Angebot digitaler 
Spracherkennung, Freigabe der 
Internetnutzung am Dienst-PC, 
Integration privater Endgeräte in 
die dienstliche Sicherheitsarchi-
tektur), die uns in der Zukunft 
sicher noch beschäftigen werden, 
aber in einem ersten Treffen nicht 
abschließend besprochen werden 
können. 
 
Die Kommission wird die Treffen 
mit dem IT-Referat des Ministeri-
ums in regelmäßigen Abständen 
fortsetzen, um sich über die Pro-
jekte zu informieren, sie kritisch 
zu begleiten und die Anliegen der 
Kollegen offensiv zu formulieren. 
Damit Letzteres funktioniert, sind 
wir auf Hinweise, Anregungen 
und Kritik aus der Richterschaft 
und von den Kolleginnen und 
Kollegen der Staatsanwaltschaft 
angewiesen. Wir möchten Sie in 
diesem Sinne bitten, die EDV-
Kommission auch als Ihr Sprach-
rohr zu verstehen und uns Ihre 
Anliegen jederzeit mitzuteilen. 
 
VRiOLG Dr. Oehlers 
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Aus der Rechtsprechung 
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Der Bundesgerichtshof - Dienst-
gericht - hat mit Urteil vom 
21.10.2010 entschieden, dass die 
Weigerung der Dienstaufsicht, 
einem mit Handelsregistersachen 
befassten Richter die elektronisch 
eingereichten Eingaben zum 
Handelsregister in ausgedruckter 
Form zur Bearbeitung vorzule-
gen, keine Verletzung der richter-
lichen Unabhängigkeit darstellt. 
Die Vorinstanz, Dienstgerichtshof 
am Oberlandesgericht Hamm, 
hatte noch entschieden, das Aus-
drucken sei eine typische Hilfstä-
tigkeit, die einem Richter nicht 
abverlangt werden könne. Die 
Anregung der Spitzen von Amts-, 
Land- und Oberlandesgericht, 
selbst die Papierausdrucke anzu-
fertigen, sei ein Eingriff in die 
richterliche Unabhängigkeit. Der 
Bundesgerichtshof hat demge-
genüber argumentiert, es bestehe 
kein Anspruch des Richters ge-
genüber der Justizverwaltung auf 
eine über das vom Gesetz- und 
Verordnungsgeber vorgesehene 
Maß hinausgehende Gestaltung 
der Arbeitsgrundlagen. Da das 
Handelsregister mit Wirkung vom 
01.01.2007 gemäß § 8 Abs. 1 
HGB elektronisch geführt werde, 
sei die elektronische Eingabe 
zum Handelsregister vom Ge-

setz- und Verordnungsgeber als 
Grundlage für die Sachbearbei-
tung durch den Richter des Re-
gistergerichts bestimmt. Eine 
alternative Bearbeitung auf der 
Grundlage von Ausdrucken auf 
Papier sei nicht vorgesehen (RiZ 
(R) 5/09). 
 
Die Absenkung der Altersgrenze 
für die Berücksichtigung von Kin-
dern durch das Steuerände-
rungsgesetz 2007 von der Voll-
endung des 27. auf die Vollen-
dung des 25. Lebensjahres ist 
verfassungsgemäß. Dies hat der 
III. Senat des Bundesfinanzhofs 
mit Urteil vom 17.06.2010 ent-
schieden. Die niedrigere Alters-
grenze genüge dem verfassungs-
rechtlichen Gebot der steuerli-
chen Verschonung des Familien-
existenzminimums, da Eltern 
gemäß § 33a Abs. 1 EStG ihre 
tatsächlichen Unterhaltsleistun-
gen für ältere Kinder als außer-
gewöhnliche Belastung abziehen 
können (III R 35/09). 
 
Anmerkung:  Für das Beihilfe-
recht hat der Gesetzgeber in § 80 
Abs. 2 Nr. 3 NBG eine Über-
gangsregelung für studierende 
Kinder geschaffen. Danach sind 
Kinder auch über das 25. Lebens-
jahr hinaus berücksichtigungsfä-
hig, wenn sie seit dem 
31.12.2006 ununterbrochen an 
einer Hochschule eingeschrieben 
sind, solange das Studium an-
dauert, längstens jedoch bis zum 
27. Lebensjahr. 
 
Eine überlange Verfahrensdauer 
eines Zivilprozesses begründet 

keinen Amtshaftungsanspruch 
gemäß § 839 BGB. Der Bundes-
gerichtshof hat mit Urteil vom 
06.12.2010 klargestellt, dass sich 
das Richterprivileg des § 839 
Abs. 2 Satz 1 BGB nicht nur auf 
die Mängel bezieht, die in dem 
Urteil selbst liegen oder die un-
mittelbar bei seinem Erlass be-
gangen werden. Vielmehr erfasse 
es alle Maßnahmen, die objektiv 
darauf gerichtet sind, die Rechts-
sache durch Urteil zu entschei-
den. Auch wenn die Anordnung 
einer Beweisaufnahme oder die 
Erteilung von Hinweisen und Auf-
lagen überflüssig sei und das 
Verfahren hierdurch verlängert 
werde, ergebe sich hieraus des-
halb kein Schadensersatzan-
spruch. Gleiches gelte für sonsti-
ge prozessleitende Maßnahmen, 
die darauf abzielen, die Grundla-
gen für die Entscheidung zu ge-
winnen (III ZR 32/10). 
 
Anmerkung:  Der Entwurf der 
Bundesregierung eines Gesetzes 
über den Rechtsschutz bei über-
langen Gerichtsverfahren und 
strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahren (BT-Drs. 17/3802) sieht 
eine Entschädigungspflicht zu-
gunsten desjenigen vor, der "in-
folge unangemessener Dauer 
eines Gerichtsverfahrens als Ver-
fahrensbeteiligter einen Nachteil 
erleidet". Falls dieser Entwurf 
Gesetzeskraft erlangen sollte, 
steht zu erwarten, dass künftig 
Klagen wegen überlanger Dauer 
von Gerichtsverfahren weit häufi-
ger als bisher erhoben werden. 

 
 
Neue Satzungen 
 
 
Seit dem 01.01.2011 steht der 
Niedersächsische Richterbund 
auf einer neuen satzungsmäßi-
gen Grundlage: Zum einen wurde 

die Satzung des „Niedersächsi-
schen Richterbundes, Bund der 
Richterinnen und Richter, Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte“ 

grundlegend überarbeitet, zum 
anderen wurde mit der am 
30.08.2010 erfolgten Eintragung 
des Niedersächsischen Richter-
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bund Verwaltungsvereins e. V. 
(NRB VV) ein rechtsfähiger Ver-
ein ins Leben gerufen. Die Über-
arbeitung der Satzung des NRB 
war in den letzten Jahren wieder-
holt gefordert worden. So hatten 
sich immer wieder gewisse Un-
stimmigkeiten aufgetan. Zudem 
stand die Forderung im Raum, 
dass sich der NRB als rechtsfähi-
ger Verein organisieren solle. Da 
Letzteres jedoch in dem in Be-
zirksverbänden aufgegliederten 
Landesverband nicht durchsetz-
bar war, wurden anlässlich der 
Landesvertreterversammlung am 
19.02.2010 in Osnabrück die 
entsprechenden Satzungsände-
rungen beschlossen und der Nie-
dersächsische Richterbund Ver-
waltungsverein e. V. gegründet. 
Zweck des NRB VV ist nach des-
sen Satzung die organisatorische 
Unterstützung des NRB. Was 
darunter u. a. zu verstehen ist, 

kommt insbesondere in § 15 
Abs. 1 der Satzung des NRB zum 
Ausdruck, wonach der NRB VV 
die finanziellen Angelegenheiten 
des NRB besorgt. 
 
Darüber hinaus wurde aber auch 
die Satzung des NRB einer 
„Runderneuerung“ unterzogen. 
Das geschah allerdings mit der 
gebotenen Zurückhaltung gegen-
über einer Satzung, die in der 
Vergangenheit ihre Zwecke 
durchaus erfüllt hatte. So wurde 
nichts geändert, was nicht in der 
Vergangenheit bereits gelebt 
wurde. Neben einigen redaktio-
nellen Klarstellungen wurde ins-
besondere das Verhältnis zwi-
schen den Organen des NRB auf 
solide Füße gestellt, wobei sich 
der frühere „engeren Vorstand“ 
nunmehr als „geschäftsführender 
Vorstand“ bezeichnet, der neben 
der Landesvertreterversammlung 

und dem Gesamtvorstand die 
Interessen der Mitglieder der 
Bezirksgruppen vertritt. Für Dis-
kussionen sorgt nunmehr nur 
noch die Frage, welche Abkür-
zung sich der frühere „eV“ (für: 
engerer Vorstand) zukünftig ge-
ben wird. 
 
Die Satzungen sind auf der 
Homepage des Niedersächsi-
schen Richterbundes einsehbar: 
 
http://www.nrb-
in-
fo.de/uploads/media/100219_NR
B_Satzung_ab_01.01.2011_01.p
df 
 
http://www.nrb-
in-
fo.de/uploads/media/100219_NR
BVV_Satzung.pdf 
 
 

 
 
Einbruch in das Amtsgericht Buxtehude 
 
 
Einbrecher haben sich am Wo-
chenende vom 05.02.2011 auf 
den 06.02.2011 durch ein vergit-
tertes Kellerfenster Zugang zum 
Amtsgericht Buxtehude ver-
schafft. Dort traten sie zahlreiche 
Türen ein, kippten Aktenschränke 

um, entleerten mehrere Feuerlö-
scher und brachen metallene 
Aktenschränke sowie die Asser-
vatenkammer auf. Durch die 
Verwüstung entstand ganz erheb-
licher Sachschaden. 
 

Anmerkung : Ein weiterer Vorfall, 
der zeigt, wie wichtig es ist, dass 
die erforderlichen Mittel zur Si-
cherung der Gerichtsgebäude zur 
Verfügung gestellt werden. 
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